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für die Vervollkommnung der Rechtssicherheit und der Ge­
rechtigkeit getan. Dazu gehört u. a. der Ausbau solcher 
Rechtsgarantien wie
— das Recht auf Mitwirkung an den Rechtsangelegenheiten;
— das Recht auf Verteidigung;
— die Unabhängigkeit der Richter;
— die Anfechtbarkeit jeder Gerichtsentscheidung im Zuge 

einer zweiten Instanz;
— das alleinige Recht der Gerichte auf Eingriffe in die per­

sönlichen Freiheiten (Verhaftung, Durchsuchung, Beschlag­
nahme, Eingriffe in das Post-, Fernmelde- und Bankge­
heimnis) ;

— die Präsumtion der Unschuld.
Wir sind gegenwärtig dabei, den individuellen Schutz der 

Bürger weiter zu vervollkommnen. Dazu zählt auch die Vor­
bereitung einer gesetzlichen Regelung über die staatliche Ent­
schädigung von Bürgern, die Opfer einer Straftat wurden.

Einen geachteten Platz in unserem Rechtsleben hat die 
Rechtsanwaltschaft. Die etwas mehr als 600 Rechtsanwälte in 
unserem Lande sind wahre Interessenvertreter ihrer Man­
danten und zugleich fest im gesellschaftlichen Leben verwur­
zelte Juristen. Unsere Gesetze und unsere Praxis gestatten es, 
daß die Anwälte zum frühestmöglichen Zeitpunkt in einer 
Rechtssache tätig werden und ihre Mandanten vertreten. Wir 
sehen in dem Tätigsein der Rechtsanwälte einen wichtigen 
Faktor der Gewährleistung von Gesetzlichkeit und Gerechtig­
keit sowie ein wichtiges Bindeglied zwischen Bürgern und 
Staatsmacht.

Einen hohen Stellenwert in unserem Lande hat die weitere 
Entfaltung und Vervollkommnung der sozialistischen Demo­
kratie als Hauptrichtung der Entwicklung der sozialistischen 
Staatsmacht. In der DDR wirken etwa 52 000 Schöffen und 
über 300 000 Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte. Alle 
diese Richter werden demokratisch gewählt. In über 80 Pro­
zent der Arbeitsrechtsverfahren nehmen gewerkschaftliche 
Prozeßvertreter und in ca. 70 Prozent der Strafsachen Ver­
treter der Arbeitskollektive teil. Diese und weitere Formen 
der Mitwirkung der Bürger an der Rechtsprechung sind zu­
gleich Ausdruck der politischen Machtausübung durch die Ar­
beiterklasse und ihre Verbündeten.

Die rund drei Jahrzehnte existierenden gesellschaftlichen 
Gerichte sind ein nicht mehr wegzudenkender Faktor im 
Rechtsleben unseres Landes. Etwa 25 Prozent der Krimina­
lität, 10 Prozent der Zivilrechtsstreitigkeiten und alle Arbeits­
rechtskonflikte gehen durch die Hände ehrenamtlicher Rich­
ter. Ihre Entscheidungen sind durchweg von hoher Autorität 
und finden die Anerkennung der Bevölkerung.
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In der Tätigkeit der Ge­
richte messen wir der Öffent­
lichkeit hohe Bedeutung bei. 
Der Zugang zu unseren Ge­
richten ist unkompliziert, und 
die Tatsache, daß sich etwa 
500 000 Bürger jährlich bei den 
Gerichten kostenlos Rechtsaus­
kunft holen, zeigt, daß ein noch 
nie dagewesenes Vertrauen zu 
den Gerichten existiert.

Am Rechtsleben in der DDR 
und an den Erfolgen bei der 
Festigung der Gesetzlichkeit 
hat das Oberste Gericht hohen 
Anteil. Als das von der Ver­
fassung bestimmte höchste Or­
gan der Rechtsprechung hat es 
durch Anleitung und Kontrolle 
die einheitliche Rechtsanwen­
dung durch alle Gerichte zu 
sichern und die aus der Tätig­
keit der Gerichte gewonnenen 
Erkenntnisse für die Qualifi­
zierung der Rechtsprechung zu 
verallgemeinern sowie andere 
Staatsorgane zu informieren.

Wiederholt hat das Plenum 
des Obersten Gerichts wich­

tige Richtlinien verabschiedet. Als Beispiel mag die Richt­
linie über die Bemessung des Unterhalts für Kinder vom Ja­
nuar 1986 gelten, die im Rechtsleben der DDR keine geringe 
Rolle spielt. Im Juni dieses Jahres erließ das Plenum eine 
neue Richtlinie zur gerichtlichen Beweisführung und Wahr­
heitsfindung im sozialistischen Strafprozeß.3 Sie hat — wie 
bereits ihre Vorläuferin vom März 1978 — für alle rechtsver­
wirklichenden Organe unseres Landes große Bedeutung.

Dieser Richtlinie ist ein Marx-Zitat vorangestellt: „Zur 
Wahrheit gehört nicht nur das Resultat, sondern auch der 
Weg. Die Untersuchung der Wahrheit muß selbst wahr sein.“4 
Die Feststellung der objektiven Wahrheit betrachten wir als 
das grundlegende strafverfahrensrechtliche Prinzip und als 
notwendige Voraussetzung gerechter und gesetzlicher Ge­
richtsentscheidungen. Geht es doch darum, daß jeder Schul­
dige, aber kein Unschuldiger zur Verantwortung gezogen wird. 
Wir verlangen von unseren Richtern, daß sie mit hoher Sach­
kunde, Kritikfähigkeit und politischem Verantwortungs­
bewußtsein ihren Beitrag bei der Feststellung der objektiven 
Wahrheit leisten und immer im Blick haben, daß es letztlich 
um das Schicksal von Menschen, um die Menschenrechte, geht.

Das Plenum und das Präsidium des Obersten Gerichts 
wachen streng darüber, daß das Recht nach dem Gleichheits­
prinzip verwirklicht wird und daß die Gerichte ihre Unab­
hängigkeit wahren. Das Prinzip der Unabhängigkeit der Rich­
ter — auch der Schöffen — ist Verfassungsgebot und in Ge­
setzen verankert. Unsere Position dazu ist eindeutig: Alle 
Richter der DDR sind in ihrer Rechtsprechung unabhängig 
und nur an die Verfassung, die Gesetze und anderen Rechts­
vorschriften gebunden. Sie müssen in jeder konkreten Sache 
eigenverantwortlich entscheiden, und niemand — keine Person 
und kein anderes Organ — darf sich in den Prozeß der Ent­
scheidungsfindung einmischen. Ist die Änderung einer Ent­
scheidung erforderlich, sind die dafür vorgesehenen prozes­
sualen Möglichkeiten auszuschöpfen. Staatsdisziplin und ge­
sellschaftliche Verantwortung der Richter sind mit ihrer Un­
abhängigkeit in der Rechtsprechung als dialektische Einheit 
zu sehen. Das politische Engagement, das berufliche Können 
und die persönliche Integrität der Richter sind die beste Ge­
währ für die Unabhängigkeit in der Sache.

Das Plenum und die anderen Organe des Obersten Gerichts 
haben in den letzten Jahren verstärkt auf jene Fragen der 
Rechtsprechung hingewiesen und dazu klare Orientierungen

3 Der Abdruck der Richtlinie ist im Heft 8 vorgesehen.
4 Marx/Engels, Werke, Bd. 1, Berlin 1984, S. 7.


